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■ Hundstorfer: Vor
allem Exportindus-
trie stark betroffen.
■ Minister sieht
keine Entspannung
bei Leiharbeitern.

„50.000 Jobs sind
für immer weg“

Wien. (mel) Sozialminister
Rudolf Hundstorfer will
sich keinen falschen Hoff-
nungen hingeben: In der In-
dustrie seien durch die Kri-
se bisher 60.000 Jobs verlo-
ren gegangen, so der Minis-
ter am Montagabend im
Wiener Zigarrenklub –
„50.000 davon auf Nimmer-
wiedersehen“.

Grund dafür sei, dass die
Überkapazitäten im Auto-
mobilsektor nun weggebro-
chen wären, meint Hunds-
torfer. Generell stelle die
exportorientierte Industrie
das „Hauptsorgenkind“ der
Arbeitsmarktpolitik dar.
Hier würden nationale Kon-
junkturhilfen wenig nützen,
um die Nachfrage anzukur-
beln. Letztlich könne sich
der Staat in diesem Sektor
nur darauf beschränken,
Kurzarbeit und Weiterbil-
dung zu fördern.

Grundsätzlich funktionie-
re der heimische Job-Markt
trotz Krise, betont der Mi-
nister. Laut Sozialministeri-
um konnte das Arbeits-
marktservice von Jahresbe-

ginn bis Ende September
rund 402.000 Arbeitsplätze
vermitteln – um 1,2 Prozent
mehr als im Vorjahreszeit-
raum. Ein Problem sieht
Hundstorfer allerdings im
Bereich der Leiharbeiter.
„Diese sind herausgefallen
und bleiben draußen“, so
der Minister. Einige Betrie-
be hätten zwar die Kurzar-
beit beendet, Leiharbeiter
seien aber kaum wieder
aufgebaut worden. Betrof-
fen sind laut Hundstorfer
vor allem junge, männliche
Arbeitskräfte.

Später in Pension?
In zweifacher Hinsicht will
sich der Sozialminister dem
Thema Arbeitszeit nähern:
Einerseits gehe es darum,
die hierzulande besonders
ausgeprägte Kultur des
Überstundenmachens ein-
zudämmen. Hundstorfer
schwebt eine Senkung der
tatsächlichen durchschnitt-
lichen Wochenarbeitszeit
von derzeit 41,6 Stunden
um etwa zwei Stunden vor.

Andererseits „gehen wir
ein bisschen zu früh in Pen-
sion“, so der Minister. Wür-
de das tatsächliche Pensi-
onsantrittsalter – momen-
tan klar unter 60 Jahren –
auch nur um eineinhalb
Jahre angehoben, wäre die
Sicherung des Pensionssys-
tems kein Problem mehr. ■

„Krise ist noch nicht vorbei“
ÖGB und Wirtschaftskammer fordern ein weiteres Konjunkturpaket und warnen

■ ÖGB-Präsident:
Kaufkraft muss
gestärkt werden.
■ TU-Professor
warnt: Es sieht so
aus, als ob die große
Krise erst kommt.
Bad Ischl/Wien. „Wege
aus der Krise“ suchen die
Sozialpartner bei ihrem tra-
ditionellen Bad Ischler Dia-
log. Allerdings: Die meisten
Experten und Politiker se-
hen die Krise noch nicht
überwunden.

Der freie Fall der Wirt-
schaft sei zwar offenbar ge-
stoppt und weltweit ein Bo-
den gefunden, für Entwar-
nung gebe es aber keinen
Grund, sagte ÖGB-Präsident
Erich Foglar am Rande der
Veranstaltung. Die Arbeits-
losenzahlen würden auch
2010 weiter steigen.

„Wir müssen wieder zu
Wachstum kommen“, ur-
giert der ÖGB-Chef weitere
Maßnahmen für die Stüt-
zung der Konjunktur. Ob
dies nun „drittes Konjunk-
turpaket“ oder „Arbeits-
marktpaket“ genannt werde
sei ihm egal. Die Nachfrage
sei zu schwach, die Kauf-
kraft der Privaten müsse
gestärkt werden. Zur Stär-
kung der Wettbewerbsfä-
higkeit müssten Investitio-
nen in Bildung und For-

schung, Innovationen und
Investitionen durchgeführt
werden und die sozialen Si-
cherungssysteme erhalten
bleiben.

Auch die Wirtschafts-
kammer fordert weitere Hil-
fen zur Stützung der Kon-
junktur. WKÖ-Generalse-
kretärin Maria Hochhauser
betonte, dass Maßnahmen
wie thermische Sanierung
oder Handwerker-Bonus
keine Subventionen, son-
dern gezielte Investitionen
in Wachstum und Beschäfti-
gung seien. Außerdem müs-
se in die Exportmärkte in-
vestiert werden.

Vor dem Irrglauben, dass
die Krise bereits überstan-
den sei, warnte auch Ger-
hard Hanappi, Professor an
der Technischen Universität
Wien. Zwar würden sich die
Börsenkurse stabilisieren,
aber die Arbeitslosigkeit
und ihre Folgen kämen
noch. Weshalb Hanappi mit
einem weiteren Zusammen-
bruch der Finanzmärkte
rechnet: „Es sieht so aus,
als ob die große Krise erst
kommen könnte. Wir soll-
ten uns darauf vorbereiten.“
Der Wirtschaftsmathemati-
ker rechnet außerdem mit
niedrigen Wachstumsraten

von 0 bis 2 Prozent und
warnt vor gesellschaftli-
chen Auswirkungen.

Auch Henning Klodt vom
Institut für Weltwirtschaft
in Kiel sieht die Gefahr ei-
ner neuen Krise nicht ge-
bannt. Gerade sei eine spe-
kulative Blase mit lautem
Knall und großen Schäden
explodiert, und die nächste
Blase werde schon vorberei-
tet, mahnte er. „Wir löschen
mit Benzin“, die Krise wer-
de mit Geld bekämpft und
dadurch die nächste Blase
vorbereitet, kritisierte er.

Arbeiterkammer-Direktor
Werner Muhm sieht die

Krise ebenfalls noch lange
nicht ausgestanden. Gerade
deswegen müsse die Aus-
bildungsgarantie gesichert
werden. Leider habe die
österreichische Industrie ih-
re Ausbildungsplätze um
40 Prozent gesenkt, kriti-
sierte er. Muhm lobte das
generelle Bekenntnis der
Sozialpartner, dass 2010
kein Jahr der Konsolidie-
rung werde.

Foglar: Harte Fronten
auf betrieblicher Ebene
Die Atmosphäre beim Sozi-
alpartnertreffen sei „insge-
samt gut“, konstatiert Fo-
glar. Er verwies aber da-
rauf, dass abseits der theo-
retischen Auseinanderset-
zung auf betrieblicher Ebe-
ne die Fronten aufeinander-
prallen und teils harte Aus-
einandersetzungen geführt
werden. Als Beispiel nannte
er die Drucker, die noch im-
mer für einen Kollektivver-
trag auf die Straße gehen
müssten. Auch die Lohnver-
handlungen seien „schwie-
rig“. Von der Krise der SPÖ
nach den jüngsten Wahlnie-
derlagen in Oberösterreich
und Vorarlberg sieht Foglar
die Sozialpartnerschaft
nicht berührt. Die Politik
sei für die Sozialpartner-
schaft ein „notwendiger
Partner“, daher habe man
auch die Regierungsspitze
zum Treffen eingeladen. ■Sozialpartner fordern gezielte Investitionen etwa der thermischen Sanierung. Foto: apa

■ FPÖ will eigenes
„Erziehungsgeld“.

Sondersitzung
zu Arbeitsmarkt
und Armut

Wien. Die FPÖ hat eine
Sondersitzung des National-
rates zum Thema Armuts-
bekämpfung und Arbeits-
markt beantragt. Damit wol-
le man den „halbherzigen
Maßnahmen“ der Regie-
rung entgegenwirken, er-
klärte Obmann Heinz-Chris-
tian Strache am Dienstag.

Die FPÖ will, dass beim
Einstieg ins Berufsleben bei
gleicher Qualifikation El-
tern bevorzugt werden.
Weiters fordert Strache eine
Reduktion der Lohnneben-
kosten abgestuft nach der
Zahl der Kinder. „Das sind
die Fragen der Gegenwart
und der Zukunft“, sagte der
FPÖ-Chef, besonders Eltern
seien von Armut betroffen.
Zudem macht sich die FPÖ
Sorgen was die geringe Ge-
burtenrate in Österreich be-
trifft, dies würde dem Sozi-
alsystem massiv schaden.
Für Staatsbürger soll es ein
eigenes „Erziehungsgeld“
von bis zu 600 Euro geben.

Weiters beharrt die FPÖ
auf der Zusammenlegung
der 22 Sozialversicherungs-
träger: Geht es nach den
Blauen, soll es künftig nur
noch zwei Träger geben –
eine für EU-Bürger und eine
für Nicht-EU-Bürger.

Die Sondersitzung muss
laut Geschäftsordnung in-
nerhalb von acht Werkta-
gen stattfinden. ■

Luxemburg/Brüssel/Kla-
genfurt. Die Idee schien be-
stechend, doch leider ist sie
nicht vom EU-Recht ge-
deckt: Die Kärntner SPÖ
hatte von 1998 bis 2004 für
Werbeaktionen für sich und
ihre Bezirks- und Ortsorga-
nisationen einen Vorsteuer-
abzug von 20 Prozent gel-
tend gemacht. Das Finanz-

Kein Vorsteuerabzug für Kärntner SPÖ
Von WZ-Korrespondent
Wolfgang Tucek

■ Eigenwerbung der
Partei laut EuGH
keine wirtschaftliche
Tätigkeit.

amt Klagenfurt wollte das
jedoch nicht anerkennen
und bekam am Dienstag vor
dem Europäischen Gerichts-
hof (EuGH) Recht.

Dieses Urteil hatte sich
bereits im August angekün-
digt, als der EuGH-General-
anwalt Poiares Maduro den
Kärntnern attestiert hatte,
keiner „wirtschaftlichen Tä-
tigkeit“ im Sinne des EU-
Mehrwertsteuerrechts
nachzugehen. Dieser Ein-
schätzung folgten die Lu-
xemburger Richter. Die Tä-
tigkeiten im Rahmen der
Außenwerbung wie Vertei-
lung von Broschüren und
die Veranstaltung des jähr-

lichen Parteiballs seien
nicht auf Gewinnerzielung
ausgerichtet, in erster Linie
durch Mitgliedsbeiträge fi-
nanziert und daher auch
nicht vorsteuerabzugsbe-
rechtigt, urteilten sie. Das
Ziel der Werbetätigkeiten
sei nämlich die „Verwirkli-
chung der politischen Ziele,
über die Landesorganisatio-
nen zur politischen Willens-
bildung beizutragen, um an
der Ausübung politischer
Macht teilzuhaben.“

Die Idee mit dem Vor-
steuerabzug stammt noch
aus der Zeit des Kärntner
Parteivorsitzes von Michael
Ausserwinkler und Peter

Ambrozy. Die Kärntner SPÖ
hatte die Entscheidung des
Finanzamts Klagenfurt vor
dem Unabhängigen Finanz-
senat beeinsprucht. Dieser
verwies die Beurteilung an
den EuGH.

Rohr akzeptiert Urteil
Der Kärntner SPÖ-Chef
Reinhart Rohr hatte bereits
im Vorfeld des Urteils er-
klärt, dass die Partei keine
Steuerschulden habe, son-
dern jetzt lediglich keine
Rückzahlungen vom Fi-
nanzamt erhalten werde.
„Der Fall stammt von lange
vor meiner Zeit, das Urteil
werden wir akzeptieren.“ ■

Steuerreform: Die von der
Regierung geplante Steuer-
reformkommission soll
noch dieses Jahr ihre Arbeit
aufnehmen. Finanzminister
Josef Pröll peilt einen Be-
ginn im Herbst oder Spät-
herbst an. Unter Einbin-
dung von Experten solle da-
bei über die Reform der
komplexen österreichischen
Steuerstrukturen gespro-
chen werden. Die Budget-
konsolidierung soll 2011
oder 2012 starten

NÖ Gemeinderatswahlen:
Die Gemeinderatswahlen in
Niederösterreich finden am
14. März statt. Diesen Ter-

■ Kurz notiert

min hat die Landesregie-
rung in ihrer Sitzung am
Dienstag festgelegt. Ge-
wählt wird in 568 der 573
Gemeinden. Keine Urnen-
gänge gibt es in St. Pölten,
Krems und Waidhofen a.d.
Ybbs sowie in Deutsch-Wa-
gram und Obersieben-
brunn.

Ausgleichsfonds: Die Vor-
arlberger Gebietskranken-
kasse (VGKK) erhält heuer
mehr Geld aus dem Kassen-
Ausgleichsfonds, als sie ein-
bezahlt hat. Damit wird die
VGKK zum zweiten Mal seit
1961 keine Nettozahlerin
mehr sein. ■

Integration: Häupl
rudert zurück
■ Wien. Nach dem Rück-
zieher von SPÖ-Bundesge-
schäftsführer Günther
Kräuter rudert nun auch
Wiens Bürgermeister Mi-
chael Häupl in Sachen Inte-
gration zurück. Noch ver-
gangenen Freitag hatte
Häupl für die Einrichtung
eines Integrations-Staatsse-
kretariats plädiert. Am
Dienstag sagte er, „ein Nein
des Koalitionspartners ist
zu akzeptieren“. Und: „Ich
will meinem Freund Wer-
ner Faymann keine Schwie-

rigkeiten in dieser Sache
bereiten.“ Faymann hatte
sich zuvor gegen ein Staats-
sekretariat ausgesprochen.

Die FPÖ nahm den
„Rückzieher“ Häupls beim
„Wahlkampfschmäh“ mit
Genugtuung zur Kenntnis,
die Grünen sind „genervt“.

SPÖ-EU-Abgeordneter
Hannes Swoboda ließ der-
weil aufhorchen: Er forderte
in der „Presse“ eine „eigene
Person in der Regierung,
der die Integrationsagenden
überantwortet werden“. ■


